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Schriftliche Stellungnahme

LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz

zum Antrag der Fraktion der SPD – Drucksache 18/18084

„Für Tierschutz, Tierheime sowie die Stärkung verantwortungsvoller

Hundehalterinnen und – halter: Einen Sachkundenachweis in NRW verbindlich

einführen.“

A. Kurzporträt des Antrages

Gegenstand und Ziel des Antrages der SPD-Fraktion (Drs. 18/18084) ist:

1. Die Einführung einer flächendeckenden, verpflichtenden 

Sachkundeprüfung für alle Erst-Hundehalterinnen und -halter in NRW, 

um Impulskäufe zu verhindern und Beißvorfällen vorzubeugen.1

2. Die Reduzierung von Tierabgaben im Tierheim und eine nachhaltige 

Entlastung der oft überlasteten Tierschutzeinrichtungen durch eine 

bessere Vorbereitung und Qualifizierung der Halter.2

1 Landtag Nordrhein-Westfalen, Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
18/18084, S. 2.

2 Landtag Nordrhein-Westfalen, Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
18/18084, S. 2,3.
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Seite 2 von 73. Die Möglichkeit zu erwägen, die entsprechenden Kurse zum Erwerb des

Sachkundenachweises durch Tierschutzheime anzubieten.3 Die dadurch 

generierten Einnahmen kämen den Tierschutzheimen zugute.4

B. Kurzbewertung

Der Antrag verfolgt mit der Prävention von Beißvorfällen und der Entlastung 

von Tierschutzeinrichtungen ein absolut nachvollziehbares Anliegen.5 Er 

begegnet in seiner konkreten Ausgestaltung jedoch durchgreifenden 

verfassungs-, abgaben- und ordnungsrechtlichen sowie praktischen Bedenken:

I. Kompetenz- und Legitimationskonflikt: Die Vermischung von 

Gefahrenabwehr (Landeskompetenz) und Tierschutz 

(Bundeskompetenz) schwächt die rechtliche Grundlage. 

Tierschutzaspekte eignen sich kaum als tragfähiges Fundament für eine 

selektive Pflicht, die ausschließlich Hundehalter erfasst, während etwa 

Katzen die Hauptlast in Tierheimen bilden (Verstoß gegen den 

Gleichheitssatz, Art. 3 Abs. 1 GG). Populäre Analogien (wie etwa 

Verweise auf Angelscheine) sind rechtlich unsubstantiiert, da sie die 

Gefahrenabwehrfunktion verfälschen.

II. Unzulässige Monopolisierung & Quersubventionierung: Die vom 

Antrag intendierte vorrangige bzw. exklusive Ansiedlung der 

Prüfungsdurchführung bei Tierschutzvereinen/Tierheimen stellt einen 

unverhältnismäßigen Eingriff in die Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) 

qualifizierter Dritter (Tierärzte, Hundeschulen, Fachverbände) dar. Der 

3 Landtag Nordrhein-Westfalen, Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
18/18084, S. 3.

4 „Die Abnahme der Prüfung samt Teilnahme- und Prüfungsgebühren könnten 
langfristig eine Einnahmequelle darstellen und die Handlungsspielräume der 
Tierheime für ihre gemeinwohlorientierte Arbeit erweitern“, vgl. Landtag 
Nordrhein-Westfalen, Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 18/18084, S. 3.

5 Instruktiv: Muffert, Caroline: Bremen führt die Hund-Prüfung ein: Was das 
für NRW bedeutet, 2.7.2026, in: Münster aktuell, 
https://ms-aktuell.de/welt/bremen-fuehrt-die-hund-pruefung/ (letzter Zugriff
am 7.9.2026) sowie innovativ das Vorgehen der Stadt Witten, wo eine 
„Onlineplattform für Hundebisse“ zur Verfügung steht: 
https://www.witten.de/buergerservice/dienstleistungen/hunde-meldung-eines-
beissvorfalls-900000209-0.html?myMedium=1 (letzter Zugriff am 7.9.2026).

https://ms-aktuell.de/welt/bremen-fuehrt-die-hund-pruefung/
https://www.witten.de/buergerservice/dienstleistungen/hunde-meldung-eines-beissvorfalls-900000209-0.html?myMedium=1
https://www.witten.de/buergerservice/dienstleistungen/hunde-meldung-eines-beissvorfalls-900000209-0.html?myMedium=1


Seite 3 von 7Seite 3 von 7
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sanieren, tangiert den Bereich der juristisch  angreifbaren 

Quersubventionierung.

III. Verletzung des Übermaßverbots: Bei exklusiver Zuweisung an 

Tierheime entsteht eine staatliche Leistungspflicht zur 

Kapazitätsbereitstellung. Mangels Ressourcen in den Heimen drohen 

unverhältnismäßige Wartezeiten und damit verfassungswidrige 

Einschränkungen der Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG).

IV. Mangelnde Vollzugstauglichkeit: Der Antrag ignoriert notwendige

organisatorische Übergangsfristen (vgl. die mehrjährigen Vorläufe in 

den Bundesländern Niedersachsen und Bremen) und führt zu einer 

Belastung kommunaler Ordnungsämter.

C. Juristische Würdigung 

Der Antrag wirft im Wesentlichen drei rechtliche Kernfragen auf, nämlich 

bezüglich der Gesetzgebungskompetenz, der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs 

in Grundrechte sowie der Bestimmtheit und Vollzugstauglichkeit des 

geforderten Konzepts.

I. Gesetzgebungs- und Umsetzungskompetenz

Hinsichtlich der Gesetzgebungskompetenz ist klarzustellen, dass das Land 

NRW im Rahmen der Gefahrenabwehr zwar die Befugnis zur Regelung einer 

allgemeinen Sachkundepflicht besitzt,6 wesentliche Aspekte des Tierschutzes 

jedoch im Bundesrecht verankert sind.7 In diesem Kontext argumentiert der 

Antrag in doppelter Hinsicht, nämlich mit der Gefahrenabwehr (Prävention von

6 Hundegesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeshundegesetz LhundG) vom 
18.12.2002, https://recht.nrw.de/lrgv/gesetz/27092016-hundegesetz-fuer-das-
land-nordrhein-westfalen-landeshundegesetz-lhundg-nrw/ (letzter Zugriff am 
7.9.2026).

7 Tierschutzgesetz (TierSchG) vom 24.7.1972, https://www.gesetze-im-
internet.de/tierschg/BJNR012770972.html (letzter Zugriff am 7.9.2026) und 
Tierschutz-Hundeverordnung vom 2.5.2001, https://www.gesetze-im-
internet.de/tierschhuv/TierSchHuV.pdf (letzter Zugriff am 7.9.2026).

https://www.gesetze-im-internet.de/tierschhuv/TierSchHuV.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/tierschhuv/TierSchHuV.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/tierschg/BJNR012770972.html
https://www.gesetze-im-internet.de/tierschg/BJNR012770972.html
https://recht.nrw.de/lrgv/gesetz/27092016-hundegesetz-fuer-das-land-nordrhein-westfalen-landeshundegesetz-lhundg-nrw/
https://recht.nrw.de/lrgv/gesetz/27092016-hundegesetz-fuer-das-land-nordrhein-westfalen-landeshundegesetz-lhundg-nrw/
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der Tierheime). Begründet das Land Maßnahmen primär mit 

Tierschutzaspekten, rückt dies nahe an das Bundesrecht heran, wohingegen die 

Gefahrenabwehr zweifelsfrei der Landeskompetenz unterliegt.

Fraglos kann der Landtag einen flächendeckenden Sachkundenachweis 

beschließen. Die eigentliche Last der praktischen Umsetzung (Anerkennung 

von Prüfstellen, Erfassung und Bußgeldverfahren) liegt jedoch uneingeschränkt

bei den kommunalen Ordnungsämtern.

II. Spezifische juristische Problematiken

Der Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) sowie das 

Eigentumsrecht (Art. 14 Abs. 1 GG) der Hundehalter ist primär durch das 

überragende Gemeinwohlgut der öffentlichen Sicherheit grundsätzlich 

gerechtfertigt.8

Dass der Sachkundenachweis jedoch bevorzugt oder exklusiv bei spezifischen 

Stellen9 absolviert werden soll, wirft erhebliche Bedenken auf:

1. Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG): Ein Ausgrenzen von 

Tierärztinnen/Tierärzten, behördlich zertifizierten Hundeschulen, 

Jägerschaften oder Fachverbänden greift unzulässig in deren 

Berufsausübung ein. Es fehlt an einer sachlichen Rechtfertigung, 
8  Vgl. BVerfG, Urteil vom 16.03.2004 – 1 BvR 1778/01, Rn. 71. Instruktiv dazu:

„Der Bund geht von dem Recht der Gesetzgebung für den Tierschutz aus. Dieses
ermöglicht insbesondere Bestimmungen, die Tieren bei der Haltung, Pflege, 
Unterbringung und Beförderung, bei Versuchen und beim Schlachten Schmerzen, 
Leiden oder Schäden so weit wie möglich ersparen sollen. Diesem Zweck dient 
die angegriffene Regelung nicht. Ihr Ziel ist nicht in erster Linie die 
Vermeidung von Schmerzen, Leiden oder Schäden bei Tieren, sondern der Schutz
des Menschen vor den von der Vorschrift erfassten Hunden. Dies folgt aus der
Begründung des Gesetzes sowie dem Wortlaut der Regelung. Sie fällt deshalb 
in die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder für das Recht der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung.“, vgl. Pressemitteilung , Nr. 31/2004 Ziffer 3, 16. 
03. 2004, 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/
2004/bvg04-031.html?nn=148438 (letzter Zugriff am 7.9.2026). 

9 „Die Tierschutzvereine sind aufgrund ihrer Expertise und praktischen 
Erfahrung geeignete Institutionen zur Durchführung der Sachkundeausbildung. 
Gleichsam können die Kursgebühren eine sinnvolle Einnahmequelle für die 
Tierheime sein.“, vgl. Landtag Nordrhein-Westfalen, Antrag der Fraktion der 
SPD, Drucksache 18/18084, S. 3.

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2004/bvg04-031.html?nn=148438
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2004/bvg04-031.html?nn=148438
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Befugnis zur Abnahme der Sachkunde zu entziehen.10 

2. Unzulässige Quersubventionierung: Der Ansatz, den Erwerb des 

Sachkundenachweises mit der finanziellen Sanierung freier oder 

kommunaler Tierheime zu verknüpfen, begegnet schwerwiegenden 

verfassungsrechtlichen Bedenken. Die Überwälzung der Kosten für die 

Unterhaltung von Tierschutzeinrichtungen auf die Gruppe der 

Hundehalter stellt eine rechtlich problematische Quersubventionierung 

dar.11 Soweit die Gebühren nicht lediglich die Kosten bzw. legitimen 

Zwecke der Sachkundeprüfung abdecken, sondern gezielt zur 

allgemeinen Finanzierung von Tierheimen eingesetzt werden sollen, 

bestehen erhebliche finanzverfassungsrechtliche Bedenken. 

Insbesondere bedarf die Belastung gerade der Gruppe der Hundehalter 

mit einer Finanzierungsverantwortung für diese Aufgabe einer 

besonderen sachlichen Rechtfertigung. 

3. Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG): Soweit darüber hinaus der Antrag 

die Sachkunde primär mit dem Tierschutz und der Entlastung von 

Tierschutzeinrichtungen begründet, begegnet die ausschließliche 

Erfassung von Hundehaltern durchgreifenden Bedenken.12 Katzen 

10 Im Bundesland Bremen bietet z.B. auch die VHS einen theoretischen 
Sachkundenachweis an, vgl. 
https://www.vhs-bremen.de/veranstaltungen/kurs/Hundefuehrerschein/262S24-468
(letzter Zugriff am 7.9.2026). Im Übrigen hat das Land Nordrhein-Westfalen 
bereits ein Sachkundesystem, das gerade nicht auf Tierheime monopolisiert 
ist, vgl. Ordnungsbehördliche Verordnung zur Durchführung des 
Landeshundegesetzes NRW vom 19. Dezember 2003, 
https://recht.nrw.de/system/files/pdf/state-law-and-regulations/2026/01/16/
fc4189/2025-12-09-ordnungsbehoerdliche-verordnung-zur-dur.pdf?
utm_source=chatgpt.com (letzter Zugriff am 7.9.2026).

11 BVerfG, Urteil vom 19.03.2003 – 2 BvL 9/98 zum Äquivalenzprinzip sowie 
BVerfG, Urteil vom 03.02.2009 – 2 BvL 54/06 zu Finanzierungssonderabgaben.

12 „Bundesweit beläuft sich die Finanzierungslücke mindestens auf einen 
dreistelligen Millionenbetrag. Auch in Nordrhein-Westfalen steht trotz 
moderater Steigerungen in den vergangenen Jahren zu wenig Geld für dringend 
benötigte Investitions- und Modernisierungsmaßnahmen zur Verfügung. Die 
Abnahme der Prüfung samt Teilnahme- und Prüfungsgebühren könnten langfristig
eine Einnahmequelle darstellen und die Handlungsspielräume der Tierheime für
ihre gemeinwohlorientierte Arbeit erweitern“, vgl. Landtag Nordrhein-
Westfalen, Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 18/18084, S. 2.

https://recht.nrw.de/system/files/pdf/state-law-and-regulations/2026/01/16/fc4189/2025-12-09-ordnungsbehoerdliche-verordnung-zur-dur.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://recht.nrw.de/system/files/pdf/state-law-and-regulations/2026/01/16/fc4189/2025-12-09-ordnungsbehoerdliche-verordnung-zur-dur.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://recht.nrw.de/system/files/pdf/state-law-and-regulations/2026/01/16/fc4189/2025-12-09-ordnungsbehoerdliche-verordnung-zur-dur.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://www.vhs-bremen.de/veranstaltungen/kurs/Hundefuehrerschein/262S24-468
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Tierheimen dar. 

4. Übermaßverbot und staatliche Leistungspflicht (Art. 2 Abs. 1 i. V. 

m. Art. 20 Abs. 3 GG): Wird die Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht an

eine exklusiv zugewiesene Infrastruktur (Tierheime) geknüpft, erwächst 

daraus für den Staat eine streng korrespondierende Leistungspflicht. Der

Staat muss verlässliche, flächendeckende und zeitnahe 

Schulungskapazitäten garantieren. Führen Personalnöte in Tierheimen 

zu Engpässen, so würde dies eine verfassungswidrige 

Grundrechtseinschränkung der Hundehalter zur Folge haben.

5. Fehlende normative Regelungsvorschläge: Vorliegend erübrigt sich

zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine Detailprüfung einzelner ordnungs- 

oder tierschutzrechtlicher Tatbestände (wie etwa Fragen zu Rasselisten 

oder den Erlaubnistatbeständen nach § 11 LHundG NRW). Bereits die 

grundlegende Konzeption begegnet, wie aufgezeigt, durchgreifenden 

verfassungs- und abgabenrechtlichen Bedenken.

III. Praktische Vollzugstauglichkeit und administrative Umsetzung

1. Fehlende organisatorische Vorlaufzeiten: Die Einführung einer 

flächendeckenden Sachkundepflicht erfordert erhebliche administrative 

Vorbereitungen. Praxisvergleiche zeigen, dass tragfähige Modelle 

mehrjährige Vorlaufzeiten benötigen (z. B. Bremen mit über einem Jahr 

Vorlaufzeit; Niedersachsen mit zweijähriger Übergangsphase vor 

Inkrafttreten 2013).13 Der Antrag lässt völlig offen, wie Prüf- und 

Erfassungsstrukturen ohne Übergangsfristen aufgebaut werden sollen.

13 Vgl. insofern: Benöhr-Laqueur, Susanne: „Bellende Hunde beißen doch“, 
Festgabe für Mechthild Siegel, Hochschule für Polizei und öffentliche 
Verwaltung Nordrhein Westfalen, Standort Münster, 13. Juni 2025, 
http://www.sblq.de/files/BenoehrLaqueur-Festgabe-Mechthild-Siegel--
Hundefuehrerschein--2025.pdf (letzter Zugriff am 7.9.2026).

http://www.sblq.de/files/BenoehrLaqueur-Festgabe-Mechthild-Siegel--Hundefuehrerschein--2025.pdf
http://www.sblq.de/files/BenoehrLaqueur-Festgabe-Mechthild-Siegel--Hundefuehrerschein--2025.pdf
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erfüllen eine unverzichtbare gesellschaftliche Aufgabe in der 

Erstversorgung und Vermittlung. Der Antrag nimmt diese freien 

gemeinnützigen Einrichtungen ungefragt in die Pflicht, indem er ihnen 

quasi-hoheitliche Schulungs- und Prüfaufgaben zuweist.

D. Fazit und Handlungsempfehlung

Der Antrag besticht in politischer Hinsicht durch seinen „Motive-Mix“, indem 

eine Tierschutzbegründung bemüht wird, um ein Gefahrenabwehrinstrument zu

legitimieren.

Es wird dringend empfohlen, den Fokus rein auf die Prävention von 

Beißvorfällen (Gefahrenabwehr) zu legen und in enger Anlehnung an das 

Niedersächsische Modell14 ein rechtssicheres Gesetz zu formulieren, das alle 

qualifizierten Stellen (Tierärzte, zertifizierte Hundeschulen etc.) einbindet und 

geordnete Übergangsfristen vorsieht. 

Hannover/Münster, den 7. September 2026

Prof. Dr. Susanne Benöhr-Laqueur

14 Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz: Informationen zum Hundegesetz, 
https://www.ml.niedersachsen.de/startseite/themen/tiergesundheit_tierschutz/
tierschutz_allgemein/informationen-zum-hundegesetz-93854.html sowie 
Landeshauptstadt Hannover: Hundehaltung – Prüfung Sachkunde, 
https://hannover.gov.de/buergerservice/dienstleistungen/hundehaltung-
pruefung-sachkunde-der-besitzerin-des-besitzers-900000239-0.html?myMedium=1 
(letzter Zugriff am 7.9.2026).

https://hannover.gov.de/buergerservice/dienstleistungen/hundehaltung-pruefung-sachkunde-der-besitzerin-des-besitzers-900000239-0.html?myMedium=1
https://hannover.gov.de/buergerservice/dienstleistungen/hundehaltung-pruefung-sachkunde-der-besitzerin-des-besitzers-900000239-0.html?myMedium=1
https://www.ml.niedersachsen.de/startseite/themen/tiergesundheit_tierschutz/tierschutz_allgemein/informationen-zum-hundegesetz-93854.html
https://www.ml.niedersachsen.de/startseite/themen/tiergesundheit_tierschutz/tierschutz_allgemein/informationen-zum-hundegesetz-93854.html

	A. Kurzporträt des Antrages
	B. Kurzbewertung
	C. Juristische Würdigung
	I. Gesetzgebungs- und Umsetzungskompetenz
	II. Spezifische juristische Problematiken
	III. Praktische Vollzugstauglichkeit und administrative Umsetzung

	D. Fazit und Handlungsempfehlung

